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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Peter Meyer, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer,  
Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thors-
ten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jut-
ta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Infrastrukturgesellschaft Verkehr darf nicht zu 
Lasten der Beschäftigten gehen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss 
für Fragen des öffentlichen Dienstes mündlich und 
schriftlich über die Auswirkungen der vom Bund ge-
planten Infrastrukturgesellschaft Verkehr auf das Per-
sonal der Staatsbauverwaltung zu berichten. 

Dabei soll insbesondere auf folgende Fragen einge-
gangen werden: 

─ Wie wird sichergestellt, dass die von der Bundes-
kanzlerin und den Regierungschefinnen und Re-
gierungschefs am 8. Dezember 2016 beschlosse-
nen Leitlinien zugunsten des betroffenen Perso-
nals verwirklicht werden (insbesondere möglichst 
umfassende Garantien hinsichtlich Status, Ar-
beitsplatz und Arbeitsort)? 

─ Wie wird sichergestellt, dass die nicht wechselbe-
reiten Beschäftigten durch die geplante Neuord-
nung nicht benachteiligt werden? 

─ Wie wird sichergestellt, dass die Leistungsfähig-
keit der Bundesfernstraßenverwaltung erhalten 
bleibt (Qualität und Quantität des Personals, Or-
ganisationsstrukturen)? 

Begründung: 

Im Zuge der Neuregelung der bundesstaatlichen Fi-
nanzbeziehungen haben sich die Regierungschefs 
und Regierungschefinnen von Bund und Ländern auf 
eine Reform der Bundesauftragsverwaltung bei den 
Bundesfernstraßen verständigt. Im Beschluss vom 
14. Oktober 2016 ist insoweit vorgesehen, die Bun-
desautobahnen aus dem bisherigen System der Bun-
desauftragsverwaltung herauszunehmen und in die 
Bundesverwaltung zu überführen. Darüber hinaus soll 
eine Infrastrukturgesellschaft Verkehr errichtet wer-
den. Das Bundesministerium der Finanzen hat zur 
Umsetzung des Beschlusses einen entsprechenden 
Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes so-
wie ein entsprechendes Begleitgesetz vorgelegt, die 
sich beide derzeit in der parlamentarischen Beratung 
befinden. Nachdem die in der Ministerpräsidentenkon-
ferenz vom 8. Dezember 2016 getroffene Vereinba-
rung, die Interessen der betroffenen Beschäftigten der 
Autobahnverwaltungen der Länder durch umfassende 
Garantien zu wahren, nicht in allen Punkten in dem 
Begleitgesetz umgesetzt wurde, herrscht bei den Be-
schäftigten große Unsicherheit. Offene Fragen gilt es 
daher im Interesse der betroffenen Beschäftigten zeit-
nah zu klären. 

 



(Beifall bei den GRÜNEN)

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Erstens. Ich 
kann die Entrüstung durchaus verstehen, zum einen 
deshalb, weil einfach bei vielen der Begriff Pflanzen-
schutzmittel automatisch mit Pestiziden gleichgesetzt 
wird und weil sie beides fachlich nicht differenzieren 
können. Ich habe versucht, beides zu differenzieren. 
Diejenigen, die es noch nicht wissen, können es 
nachlesen.

Zweitens. Ich habe auch dargestellt, welche Auswir-
kungen das auf die Flächen, die dann zur Verfügung 
stehen würden, hätte. Sie zeigen sich, wenn man es 
herunterrechnet. Die Zahlen, die ich genannt habe, 
wird, denke ich, auch der Minister belegen können. 
Sie alle sind nämlich veröffentlicht. Ich habe keine 
Zahlen genannt, die nicht veröffentlicht sind. Ich gehe 
davon aus, dass veröffentlichte Zahlen auch stimmen, 
sonst hätte sie irgendjemand widerrufen.

Zum Dritten muss man ganz einfach sagen: Der An-
trag, den ihr gestellt habt, ist von der Idee her richtig. 
Darum habe ich gesagt, der Kerntext des Antrags an 
sich wäre zustimmungsfähig. Das trifft aber nicht für 
die Beschreibung und den Titel zu, die den Antrag 
konterkarieren. Schade, dass ihr nicht in der Lage 
seid, Anträge vernünftig zu formulieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. – 
Weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt nicht mehr 
vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wie-
der getrennt. 

Zuerst lasse ich über den Antrag der CSU-Fraktion in 
einfacher Form abstimmen. Wer dem Dringlichkeits-
antrag auf Drucksache 17/16798 seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die CSU-Fraktion und die Fraktion der FREIEN 
WÄHLER. Gegenstimmen bitte. – Die Fraktionen der 
SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es 
Enthaltungen? – Eine Enthaltung bei der SPD-Frak-
tion. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Nun lasse ich, wie bereits zu Beginn der Beratung an-
gekündigt, über den Dringlichkeitsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 17/16777 in namentlicher Form abstimmen. Die 
Urnen stehen bereit. Wir geben Ihnen fünf Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 18.25 bis 
18.30 Uhr)

Meine Damen und Herren, die Zeit für die Stimmab-
gabe ist um. Ich schließe die Abstimmung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte kurz um Auf-
merksamkeit. Ich schließe die Sitzung jetzt noch nicht, 
weil wir noch Ergebnisse verkünden müssen. Aber 
nach Rücksprache mit den Fraktionen sind wir über-
eingekommen, dass es schon für den nächsten An-
trag mit dem vereinbarten Sitzungsende 19.00 Uhr 
eng wird. Das heißt, wir rufen jetzt keinen Antrag 
mehr auf. Wenn die Ergebnisse der beiden Abstim-
mungen – eines liegt schon bei mir – verkündet sind, 
schließe ich die Sitzung für heute Abend.

(Erwin Huber (CSU): Danke, Herr Präsident!)

Ich gebe jetzt das Ergebnis einer namentlichen Ab-
stimmung bekannt. Da ging es um den Dringlichkeits-
antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Joachim Hanisch und anderer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) betreffend "Klarheit schaffen, Frei-
staat muss in der Verantwortung bleiben! – Unterbrin-
gung anerkannter Flüchtlinge nicht einfach auf Kom-
munen abwälzen!" auf Drucksache 17/16776. Mit Ja 
haben 66 gestimmt, mit Nein haben 73 gestimmt. 
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Zur namentlichen Abstimmung von soeben, zum 
Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Gisela Sengl und anderer 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Ökologische Vorrangflächen ohne Pflanzengifte be-
wirtschaften" auf Drucksache 17/16777: Mit Ja haben 
43 gestimmt, mit Nein haben 83 gestimmt, und es gab 
2 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/16778 mit 17/16784 und 17/16799 mit 
17/16803 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf damit die Sit-
zung beenden. Ich bedanke mich für die Mitarbeit und 
wünsche einen schönen Abend. Ich schließe die Sit-
zung.

(Schluss: 18.36 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/16783 

Infrastrukturgesellschaft Verkehr darf nicht zu Lasten der Be-
schäftigten gehen 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatter: Peter Meyer 
Mitberichterstatterin: Christine Haderthauer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Fragen 
des öffentlichen Dienstes federführend zugewiesen. Weitere 
Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht be-
fasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 58. Sitzung am 16. Mai 2017 und in seiner 60. Sitzung 
am 4. Juli 2017 beraten und aufgrund des in der Sitzung am 
4. Juli 2017 mündlich gegebenen Berichts für e r l e d i g t  er-
klärt. 

Tobias Reiß 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 15 und 53. Es sind dies 

der Antrag der Abgeordneten Scheuenstuhl, von Brunn, Woerlein und anderer (SPD) 

betreffend "Kinderschutz ernst nehmen – kein Glyphosat-Einsatz auf von Kindern ge-

nutzten Flächen" auf der Drucksache 17/17137 und der Antrag der Abgeordneten 

Schorer-Dremel, Dr. Hünnerkopf, Brendel-Fischer und anderer (CSU) betreffend "Um-

weltschonender Einsatz von Glyphosat" auf der Drucksache 17/16744. Der Aufruf er-

folgt morgen am Ende der Tagesordnung.

(...)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Über die übrigen Vorgänge auf der Liste lasse ich 

nun abstimmen. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen 

Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

in diesem Fall wohl alle. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Auch 

keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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